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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 4.1: Lebensbedingungen intersexueller Menschen verbessern 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerkonferenz schließt sich der Bewertung an, die 

die Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister, 

-senatorinnen und –senatoren der Länder in ihrem Beschluss vom 14./15. Juni 

2012 zu der Stellungnahme des Deutschen Ethikrates abgegeben hat. 

 

2. Sie empfiehlt den Ländern, im Sinne des § 1 SGB VIII die betroffenen Kinder, 

Jugendlichen und Eltern mit den Regelangeboten z. B. der psychosozialen und 

sozialpädagogischen Beratung (u. a. § 16 SGB VIII) und der Beratung zum Kin-

deswohl zu unterstützen und ggf. zu begleiten. Die Jugend- und Familienminis-

terkonferenz regt an, dass in den Fort- und Weiterbildungskonzepten in den 

Ländern diese Thematik entsprechende Berücksichtigung findet. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 4.3: Auswirkungen des demografischen Wandels auf familienpolitische 

Fragestellungen und daraus erwachsende Handlungsbedarfe 

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerkonferenz begrüßt die Bereitschaft der Bundes-

regierung Länder und Kommunale Spitzenverbände einzubinden bei der Ent-

wicklung einer familienpolitischen Gesamtstrategie, die sich an der gegenwärti-

gen Wirklichkeit von Familien orientiert und Rahmenbedingungen fördert, die ein 

gelingendes Familienleben für alle Familien ermöglichen. Die Ergebnisse des 7. 

und 8. Familienberichts, die Ergebnisse des ersten Gleichstellungsberichts, des 

14. Kinder- und Jugendhilfeberichts sowie der Gesamtevaluation der ehe- und 

familienbezogenen Leistungen sollen einfließen. Bei der Entwicklung dieser Ge-

samtstrategie  sollen Schwerpunkte auf die folgenden Aspekte gelegt werden: 

 

 Anerkennung von Familienleben in ihrer gesamten Vielfalt 

 Vereinbarkeit von Familie und Beruf/Pflege/Ausbildung 

 Vermeidung von Armut, besonders von Kindern / Finanzielle Entlastung und 

wirtschaftliche Stabilisierung von Familien 

 Möglichkeiten einer kommunalen Familienzeitpolitik 

 Herstellung von Chancengerechtigkeit vor allem für Kinder 

 Ausbau der Gleichstellung von Mann und Frau 

 Stärkung der Väterrolle 

 Ausbau des Unterstützungsnetzes für Familien mit Migrationshintergrund 
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2. Die Jugend- und Familienministerkonferenz verweist in diesem Zusammenhang 

auf den von ihr in der Sitzung vom 31. Mai/1. Juni 2012 in Hannover gefassten 

Beschluss zu einer nachhaltigen Familienpolitik und bittet, die in dem Beschluss 

getroffenen Zielsetzungen und Handlungsansätze ebenfalls in die Entwicklung  

einer Gesamtstrategie einzubeziehen. 

 

3. Die Jugend- und Familienministerkonferenz fordert die Bundesregierung gleich-

zeitig auf, bestehende oder geplante familienpolitische Projekte und Maßnahmen 

des Bundes, die in die Länder wirken, zukünftig besser mit denen der Länder ab-

zustimmen. Das gilt beispielsweise für die Mehrgenerationenhäuser, die Lokalen 

Bündnisse für Familie oder Projekte einer kommunalen Familienzeitpolitik. 

 

4. Die Jugend- und Familienministerkonferenz ist der Überzeugung, dass der Zu-

sammenhalt zwischen den Generationen, die gegenseitige Fürsorge und Hilfe 

innerhalb der Familie die Basis für ein funktionierendes Gemeinwesen sind. Die 

Jugend- und Familienministerkonferenz bittet die Kommunalen Spitzenverbände, 

darauf hin zu wirken, dass diese Unterstützungsleistungen durch die Förderung 

einer guten und nachhaltigen kommunalen Infrastruktur für Familien gestärkt und 

Familienpolitik stärker als bisher als Querschnittsaufgabe verstanden wird. Vor 

Ort sollte im Rahmen zur Verfügung stehender Möglichkeiten auf eine gute Ver-

netzung aller familienpolitischen Akteure und der Kommune hingewirkt werden. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 4.4: Weiterförderung der Mehrgenerationenhäuser durch den Bund 

über 2014 hinaus 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die JFMK stellt fest, dass Träger und Kommunen für die weitere erfolgreiche 

Arbeit der Mehrgenerationenhäuser Planungssicherheit bei der Finanzierung 

benötigen. Die JFMK fordert daher die Bundesregierung auf, die Förderung der 

Mehrgenerationenhäuser über 2014 hinaus sicher zu stellen und zu verstetigen. 

Die Länder bitten die Bundesregierung, das derzeit laufende Aktionspro-

gramm II Mehrgenerationenhäuser des Bundes zu verlängern und den hier-

durch gewonnenen Zeitraum zu nutzen, gemeinsam mit den Ländern das Kon-

zept der Mehrgenerationenhäuser weiterzuentwickeln und die Art und Weise 

einer dauerhaften Finanzierung durch den Bund auszugestalten. 

2. Die Vorsitzende der JFMK wird gebeten, diesen Beschluss der Arbeits- und 

Sozialministerkonferenz (ASMK) zur Kenntnis zu geben. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 4.5: Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 

 

 

Beschluss: 

 

Die Jugend- und Familienministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der 

Länder erkennen die besondere zeitliche, berufliche und emotionale Alltagsbelastung 

von Ein-Eltern-Familien an. Sie zollen ihnen gebührenden Respekt für die enorme 

Leistung, die sie täglich erbringen. Sie sind der Auffassung, dass den besonderen 

Belastungen von Alleinerziehenden beim Steuerabzug angemessen Rechnung ge-

tragen werden muss. Die derzeitige steuerliche Berücksichtigung halten die Jugend- 

und Familienministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder aller-

dings nicht für ausreichend: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren 

der Länder fordern die Bundesregierung daher auf, den seit 2004 unveränder-

ten Entlastungsbetrag für Alleinerziehende zeitnah zu erhöhen. Sie erwarten 

dabei mindestens eine Anpassung in Analogie zur Entwicklung des Verbrau-

cherindexes. Auf Grund der besonderen Belastung von Ein-Eltern-Familien 

durch Beruf, Erziehung und Haushalt bitten die Jugend- und Familienministe-

rinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder die Bundesregie-

rung auch eine deutlich darüber hinausgehende Erhöhung zu prüfen. 

2. Die Jugend- und Familienministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren 

der Länder bitten das BMFSFJ auf das BMF dergestalt einzuwirken, dass ein 

reformierter Entlastungsbeitrag für Alleinerziehende auf den Weg gebracht wird, 
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so dass die anspruchsberechtigten Frauen und Männer zeitnah in den Genuss 

der Leistung kommen können.    

3. Sie bitten die Bunderegierung überdies zu prüfen, ob der Betrag dynamisiert 

oder zumindest mit Hilfe einer Verordnungsermächtigung regelmäßig durch 

Rechtsverordnung aktualisiert werden kann, so dass Betroffene nicht erneut ei-

ne Dekade auf eine angemessene Anpassung warten müssen. 

4. Darüber hinaus erwarten die Jugend- und Familienministerinnen, -minister, 

-senatorinnen und -senatoren der Länder die Einführung einer Staffelung nach 

Kinderzahl. Damit alleinerziehende Mehrkindfamilien ihren Mehraufwand an-

gemessen befriedigen können, gehen die Jugend- und Familienministerinnen, 

-minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder dabei für jedes weitere Kind 

von einer adäquaten Erhöhung des Entlastungsbetrages aus.  

5. Die JFMK bittet die Vorsitzende, diesen Beschluss der ASMK und der GFMK 

zur Befassung zuzuleiten.  
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.1: Fachkräfteportal in der Kinder- und Jugendhilfe; 

neue Förderperiode 2015-2018 

 

 

Beschluss: 

 

1. Seit 2004 wird mit finanzieller Unterstützung der Länder und des Bundes das 

Fachkräfteportal der Kinder- und Jugendhilfe in gemeinsamer Trägerschaft der 

AGJ und des IJAB betrieben. Das Portal genießt in der Kinder- und Jugendhilfe 

bundesweit eine hohe Akzeptanz, was in den verschiedenen Evaluationsberich-

ten, die regelmäßig der AGJF vorgelegt wurden, ausdrücklich bestätigt wird. In-

zwischen greifen monatlich durchschnittlich ca. 50.000 Personen auf das Ange-

bot zurück und rufen dabei über 1 Mio. Seiten auf. Das Portal ist inzwischen ein-

gebunden in den „socialmedia“ und kann auch über mobile Endgeräte ange-

steuert werden. Es verfügt damit über ein hervorragendes Vernetzungspotential 

in der Kinder- und Jugendhilfe und bietet sich den Trägern als Kommunikations-

instrument an. Es liefert außerdem einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der 

EU-Jugendstrategie auf nationaler, regionaler und kommunaler Ebene.  

Eine Weiterführung des Fachkräfteportals wird über die jetzige Laufzeit hinaus 

für die Dauer vom 01.01.2015 bis 31.12.2018 befürwortet. 

 

Zur Absicherung der Qualitätsstandards des Fachkräfteportals ab 2015 und des-

sen kontinuierlicher Weiterentwicklung wird eine Erhöhung der jährlichen Beiträ-

ge der Länder von bisher jeweils 4.500 € auf 5.000 € beschlossen. An den jährli-

chen Gesamtkosten in Höhe von 265.000 € beteiligen sich die Länder dement-

sprechend mit 80.000 € und der Bund mit 185.000 €.  
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2. Zwecks Anbindung des Portals an die Bedürfnisse der Kinder- und Jugendhilfe in 

Deutschland und der kontinuierlichen Weiterentwicklung des Fachkräfteportals 

wurde ein Lenkungsausschuss eingerichtet. In diesem Ausschuss vertreten 

Bremen und Hamburg die anderen Länder. Bremen erstellt seit 2004 gegenüber 

dem IJAB den jährlichen Zuwendungsbescheid über den gemeinsamen Finanz-

anteil der Länder und koordiniert die entsprechende Rechnungsstellung gegen-

über den Ländern. Die von Bund und Ländern gemeinsam mit den für den Be-

trieb beauftragten AGJ und IJAB verantwortete Steuerung des Fachkräfteportals 

in der Lenkungsgruppe hat sich bewährt. Die Länder streben eine Beibehaltung 

dieser erfolgreichen Arbeitsstruktur als Koordinierungsinstrument an. 

Für die neue Laufzeit des Fachkräfteportals ab 01.01.2015 ist die Vertretung der 

Länder im Lenkungsausschuss neu zu bestimmen. Die Verantwortlichkeit für die 

Koordination und Zuwendung der Länderanteile ist neu festzulegen. Die JFMK 

bittet das geschäftsführende Land Rheinland-Pfalz bis zur nächsten Sitzung der 

AGJF im Herbst 2014 eine Entscheidung über die zukünftige Besetzung der bei-

den Länderplätze im Lenkungsausschuss und über die Finanzverantwortung 

herbeizuführen. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.2: Finanzierung der pädagogischen Arbeit in der „Internationalen  

Jugendbegegnungsstätte in Oswiecim / Auschwitz (IJBS)“  

 

Beschluss: 

 

In Abstimmung mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend (BMFSFJ) beschließt die Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) die 

pädagogische Arbeit der Internationalen Jugendbegegnungsstätte (IJBS) 

Oswiecim/Auschwitz jährlich mit 100.000 Euro zu unterstützen. Entsprechend der 

Konzeption des Trägers, der Stiftung für die Internationale Jugendbegegnungsstätte 

in Oswiecim sollen  

 

 Jugendgruppen pädagogische Angebote erhalten, die die Spezifik des Ortes, den 

dort geschehenen Verbrechen und den Opfern angemessen Rechnung tragen, 

 die Weiterentwicklung der pädagogischen Auseinandersetzung mit den Verbre-

chen Deutschlands in der Zeit zwischen 1933 und 1945 unterstützt werden und  

 die pädagogische Auseinandersetzung mit aktuellen Tendenzen des Antisemitis-

mus gefördert werden. 

 

Die Mittel sollen für die Kosten des pädagogischen Personals eingesetzt werden. Die 

Förderung der Länder wird  2015 und 2016 auf je 50.000,00 Euro festgelegt und 

nach dem Königssteiner Schlüssel aufgeteilt. Sie wird an die Bedingung gebunden, 

dass der Bund die pädagogische Arbeit in gleichem Umfang fördert. Die Länder bit-

ten den Bund, gemeinsam mit ihnen und der Stiftung einen Vorschlag zu entwickeln, 

wie die Finanzierung der pädagogischen Arbeit in die Stiftung überführt werden kann.  

Die Obersten Landesjugendbehörden werden von Brandenburg und Niedersachsen 

vertreten. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.3: Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen zur Erziehung 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder nehmen den Bericht der AGJF zur Kenntnis und stim-

men einer Veröffentlichung zu.  

 

2. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder sehen es als notwendig an, dass 

 vor dem Hintergrund der Zunahme von Erziehung und Bildung in öffentli-

cher Verantwortung (Kindertagesbetreuung, Ganztagsangebote in Schu-

len) und dem Anstieg der Hilfen zur Erziehung, Angebote der Hilfen zur 

Erziehung und Regelangebote beispielsweise des Schul- und Gesund-

heitswesens oder der Arbeitsförderung stärker aufeinander bezogen und 

besser miteinander verbunden, und damit die sozialräumlichen Unterstüt-

zungsstrukturen verbessert werden, 

 die öffentlichen Träger der Jugendhilfe darin bestärkt werden, eine Steue-

rung und abgestimmte Planung wahrnehmen bzw. aktivieren zu können, 

da dies für die Wirksamkeit der Hilfesysteme und den effizienten Mittelein-

satz eine Schlüsselfunktion ist, 

 die Schnittstellen Jugendhilfe und Schule, Jugendhilfe und Gesundheits-

wesen (SGB V) und Jugendhilfe und Arbeitsförderung (SGB II, III) zur Si-

cherstellung einer ganzheitlichen Angebotsgestaltung verbindlich, auch 

durch rechtliche Vorgaben, und durch Qualifizierungen von Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern besser aufeinander abgestimmt werden. 
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 eine Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung deshalb notwendigerwei-

se im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend-

hilfe, dem Ausbau sozialräumlicher und infrastruktureller Angebote für 

Kinder und Jugendliche und der gegenseitigen Kooperation mit den Re-

gelsystemen, z. B. Kitas und Schulen, erfolgt, 

 die Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung darauf zielt, möglichst 

frühzeitig Hilfe und Unterstützung anzubieten, eine bedarfsgerechte Infra-

struktur zu sichern und die Zugänglichkeit und Wirksamkeit der Hilfen zur 

Erziehung zu verbessern, aber zugleich auch die Potenziale von Regelan-

geboten und sozialräumlichen Ansätzen stärker zu nutzen und dadurch 

die Effizienz des Mitteleinsatzes für erzieherische Hilfen steigern zu kön-

nen, 

 Grundlage der Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung rechtlich und 

materiell der im SGB VIII normierte individuelle Rechtsanspruch bleibt, um 

bedarfsorientierte Leistungen mit der erforderlichen Qualität zu gewähr-

leisten, 

 die Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und ihren Eltern wesentlich 

zum nachhaltigen Erfolg von Hilfen beiträgt und daher gestärkt werden 

muss, 

 das Wunsch- und Wahlrecht unverzichtbares Prinzip für die Inanspruch-

nahme des individuellen Rechtsanspruchs bleibt, 

 die in den meisten Kommunen forcierte Entwicklung präventiver und  

niedrigschwelliger Angebote in Verbindung mit einem Ausbau sozialräum-

licher Infrastruktur sowie von Netzwerken im Hinblick auf die Wirksamkeit 

des Gesamtsystems der Kinder- und Jugendhilfe unterstützt und gefördert 

werden und so durch bedarfsgerechte Angebote und rechtzeitige Hilfen 

der Verfestigung von Problemlagen entgegen gewirkt und der Zugang zu 

erforderlichen Hilfs- und Unterstützungsangeboten verbessert werden 

kann. 
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3. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder sprechen sich dafür aus, in Kooperation mit dem Bund, 

den Kommunalen Spitzenverbänden und den freien Trägern fachlich und recht-

lich Perspektiven zu konkretisieren,  

 die die in den meisten Kommunen forcierte Entwicklung präventiver und 

niedrigschwelliger Angebote in Verbindung mit einem Ausbau sozialräum-

licher Infrastruktur und von Netzwerken unterstützen und fördern, 

 die Rechtssicherheit beim systematischen Zusammenwirken von Regel-

angeboten, sozialräumlicher Arbeit und Strukturen mit den erzieherischen 

Hilfen und bei deren Finanzierung herstellen, 

 die Schul-, Gesundheits- und Arbeitsmarktsysteme durch gesetzliche Vor-

gaben zu einer verbindlichen Kooperation mit der Jugendhilfe verpflichten. 

 

4. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder sprechen sich dafür aus, beim Bund einen Sonderfor-

schungsbereich „Jugendhilfeforschung – Hilfen zur Erziehung“ zur Förderung 

von Grundlagenforschung, Evaluation und Längsschnittstudien (sozialpädago-

gische Fragestellungen) einzurichten, u. a. um Indikatoren für die Wirksamkeit 

für die Hilfen zur Erziehung zu identifizieren bzw. zu entwickeln. Dabei sollten 

die Schnittstellenproblematiken berücksichtigt werden. An der Planung und 

Umsetzung sollten die Länder, die Kommunalen Spitzenverbände und die freien 

Träger beteiligt werden. 

 

5. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder bitten den Bund, die aufgeführten fachlichen und recht-

lichen Überlegungen aufzugreifen und in Kooperation mit den Ländern und den 

Kommunen Vorschläge zu ihrer Umsetzung zu erarbeiten. Dazu gehören ins-

besondere geeignete Finanzierungsmodelle. 
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6. Die Vorsitzende der JFMK wird gebeten, diesen Beschluss und den Bericht an 

die ASMK, GMK und KMK weiterzuleiten und um Stellungnahme zu den sie be-

treffenden Belangen zu bitten. 

 

7. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder beauftragen die AGJF, die weitere Bearbeitung der 

Schlussfolgerungen gemeinsam mit dem Bund voranzubringen und zur JFMK 

2015 zu berichten. 
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JFMK Bericht 2014 

 

Gliederung 

 

1. Einleitung 

 

2. Arbeitsprozess der AGJF 2013/2014 

 

3. Hilfen zur Erziehung zwischen Ausfallbürgschaft und Ermöglichung von Chan-

cengerechtigkeit 

 

4. Schlussfolgerungen 

 

5. Schluss und Ausblick  
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1. Einleitung 

 

Die JFMK hat auf ihrer Sitzung am 6./7. Juni 2013 in Fulda die AGJF beauftragt zu 

prüfen, ob und ggf. welche organisatorischen, finanziellen und rechtlichen Hand-

lungserfordernisse zur Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen zur Erziehung 

bestehen und gebeten, darüber zu berichten. Die JFMK sah dabei gute Anknüp-

fungspunkte insbesondere in den Aspekten: 

 Verbesserung der Steuerungsprozesse 

 Stärkung der Prävention 

 Ausgestaltung sozialräumlicher Ansätze sowie Überprüfung ihrer rechtlichen, or-

ganisatorischen und finanziellen Voraussetzungen 

 verbessertes Zusammenwirken von Leistungen nach dem SGB VIII mit Leistun-

gen nach anderen Sozialgesetzbüchern sowie von Angeboten der Schule.  

Die JFMK hat die AGJF darüber hinaus gebeten, die Prüfung und Berichterstattung 

auf dieser Grundlage und unter Einbeziehung der Ergebnisse der gemeinsamen Ar-

beitsgruppe der JFMK und der KMK sowie der Ergebnisse Arbeitsgruppe „Inklusion 

von jungen Menschen mit Behinderung“ vorzunehmen.  

 

2. Arbeitsprozess der AGJF 2013/2014 

Auf Initiative von Hamburg  fand am 15.8.2013 ein Erörterungstermin der AGJF in 

Berlin statt, um die Inhalte des JFMK-Beschlusses zu konkretisieren und die nächs-

ten Umsetzungsschritte zu planen. Im Vordergrund standen dabei die von der JFMK 

formulierten Themen der Weiterentwicklung der sozialräumlichen Infrastrukturange-

bote, der Stärkung von Regelstrukturen und der präventiven Ansätze vor dem Hin-

tergrund der derzeitigen rechtlichen Rahmenbedingungen.  

Das in jugendhilferechtliche Fragen renommierte DIJuF (Deutsches Institut für Ju-

gendhilfe und Familienrecht e.V.) nahm auf dieser Sitzung zu den gesetzlichen 

Rahmenbedingungen Stellung, so dass die folgenden zwei Themen erörtert wurden: 

 Überprüfung der gegenseitigen gesetzlichen Kooperationsverpflichtungen zwi-

schen der Kinder- und Jugendhilfe (§ 81 SGB VIII) und den anderen gesellschaft-

lichen Akteuren sowie ggf. der Harmonisierungsbedarfe zwischen unterschiedli-

chen gesetzlichen Vorgaben (z.B. SGB II oder des Bildungssystems zu SGB VIII). 

 Prüfung der Notwendigkeit von Gesetzesänderungen zur Klärung der rechtlichen 

und finanziellen Rahmenbedingungen für sozialraumorientierte Angebote (bud-

getorientierte, pauschalisierte Finanzierungsmodelle.  

Der Leiter des DIJuF, Herr Dr. Thomas Meysen, stellte der AGJF ein Exposé zur 

Durchführung einer rechtlichen Analyse von Angebotsstrukturen und Möglichkeiten 
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ihrer Finanzierung vor. Die Ausführungen basierten auf diversen Praxisbeispielen 

von sozialräumlichen Infrastrukturangeboten in der gesamten Republik und auf den 

oben genannten Zielen der JFMK. Im Ergebnis des Exposés konnten bereits vier be-

stehende Angebots- und Finanzierungsarten identifiziert werden, die einer rechtli-

chen Analyse bedürfen, da sie teilweise nicht mehr ausschließlich entweder der 

zweiseitigen Förderung (über Zuwendungen) oder dem jugendhilferechtlichen Drei-

eck zugeordnet werden können („Mischfinanzierung“). Dies galt insbesondere für 

Beispiele bürgernaher und niedrigschwelliger Angebote unter einem Dach, wie z.B. 

einem Abenteuerspielplatz mit aufsuchender Familienhilfe und der Möglichkeit kurz-

fristiger stationärer Unterbringungen, sowie für Angebote in Verbindung mit Regel-

strukturen, z.B. Kindertageseinrichtungen mit zusätzlichem sozialpädagogischem 

Personal.  

Analyse des SGB VIII  

Die Diskussion mündete in einer Beschlussvorlage für die AGJF am 26./27.9.2013 in 

Erfurt. Im Beschluss wird begrüßt, dass das DIJuF durch die Länder Bayern, Ham-

burg, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz beauftragt wird, bis Mitte Januar 

2014 eine Analyse der vier Leistungsarten (Leistungserbringung ohne Einzelfallent-

scheidung des Jugendamtes, Leistungserbringung in Kooperation mit anderen Sys-

temen, Leistungserbringung in Mischformen, Leistungserbringung im jugendhilfe-

rechtlichen Dreieck) vorzulegen. Um die Ergebnisse der Analyse auszuwerten und 

für die JFMK-Sitzung 2014 einen Beschlussvorschlag vorzubereiten, traf sich die 

AGJF zu einer Sondersitzung am 12.03.2014 in Berlin.  

Experten/Expertinnen-Anhörung 

Parallel zur rechtlichen Analyse des DIJuF nahm die AGJF den Vorschlag von 

Rheinland-Pfalz an, eine länderoffene Anhörung mit Expertinnen und Experten zur 

Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen zur Erziehung durchzuführen. Es fand 

zum einen eine zweitägige Veranstaltung mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wis-

senschaft und Verbänden statt und zum anderen eine eintägige Veranstaltung mit 

Vertreterinnen und Vertretern aus Kommunen und kommunalen Spitzenverbänden. 

Die Expertinnen und Experten sollten Antworten auf sieben Leitfragen geben: Unter 

anderen wurden Fragen nach dem Grundverständnis für die Weiterentwicklung und 

nach dem Weiterentwicklungsbedarf bei den Hilfen zur Erziehung  gestellt sowie 

nach Lösungsmöglichkeiten und Rahmenbedingungen in den Bereichen Politik, Kon-

zepte, Finanzen, Organisation, Qualifikation und Recht. Die Vorträge und Ergebnisse 

der Diskussion sind in einem Bericht festgehalten und zusammengefasst worden 

(Anlagen X und Y).      

AG KMK und JFMK 

Die von der KMK und JFMK 2012 eingesetzte gemeinsame Arbeitsgruppe hat dem 

Schulausschuss und der AGJF 2013 einen Bericht mit dem Titel „Kooperation an der 
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Schnittstelle von Schule und Hilfen zur Erziehung“ vorgelegt. Bereits 2004 gab es 

Beschlüsse beider Konferenzen zur Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule. 

Die JFMK sieht aktuell eine besondere Herausforderung bei der Gestaltung der 

Schnittstelle der Hilfen zur Erziehung – inklusive der Eingliederungshilfen nach § 35a 

SGB VIII  – zur Schule im Rahmen der Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen 

zur Erziehung. Um alle Schülerinnen und Schüler, auch die mit sozialen Auffälligkei-

ten, an Regelschulen halten zu können, werden gemeinsame pädagogische Ziele 

und verbindliche Kooperationen zwischen der Schule und der Jugendhilfe benötigt. 

Ein aktuelles Problem ist für die Jugendhilfe im Zusammenhang mit der Ganztag-

schulbetreuung und der Inklusion ungelöst geblieben: die vorrangige Verantwortung 

der Schulen (§ 10 SGB VIII, Grundsatz vom Nachrang der Jugendhilfe) in Bezug auf 

Familien mit Bedarf an Hilfen zur Erziehung und in Bezug auf Kinder und Jugendli-

che, die Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII erhalten. Die AGJF hat die AG 

KMK-JFMK deshalb erneut beauftragt, ihren Bericht zu präzisieren. Der Schulaus-

schuss hat sich dem angeschlossen. Von der AGJF wurden folgende Themen zur 

Präzisierung genannt:  

 Aufnahme der Themen „Schulverweigerung/Schulabsentismus“ und „Ausschu-

lung/Abschulung“ 

 Formulierung einer gemeinsame Zielbestimmung Jugendhilfe/Bildung 

 Präzisierung des Themas Schulbegleiter/in/Integrationshelfer/in im Zusammen-

hang mit § 35 a SGB VIII  welche Aufgabe und Verantwortung hat Schule in 

diesem Kontext? 

 Welche Modelle und Finanzierungsformen gibt es für „systemische Angebote“? 

 Präzisierung des Themas Kooperationsvereinbarungen  wer schließt diese ab? 

 Klarstellung der Rolle der Jugendämter als Partner für Schulen  

 

Der AG KMK-JFMK Prozess dauert an.  

 

3. Hilfen zur Erziehung zwischen Ausfallbürgschaft und Ermöglichung von 

Chancengerechtigkeit 

 

Die Anhörungen der Wissenschaft, Kommunen und Verbände haben deutlich ge-

macht, dass sich die Erwartungen und Anforderungen an die Kinder- und Jugendhilfe 

seit der Einführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes in den vergangenen zwei 

Jahrzehnten grundlegend verändert haben. Das Aufgabe- und Angebotsspektrum 

angefangen von der Kindertagesbetreuung über die Jugendarbeit und Jugendsozial-
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arbeit bis hin zu den Hilfen zur Erziehung und den Aufgaben eines wirksamen Kin-

derschutzes haben sich ausgeweitet und ausdifferenziert. Dies betrifft vor allem auch 

die Arbeit an den Schnittstellen zu anderen Systemen wie Bildung, Gesundheit und 

Arbeit.  

Die Kinder- und Jugendhilfe ist heute insbesondere eine zentrale soziale Infrastruk-

turleistung für Kinder, Jugendliche und ihre Eltern zur Betreuung, Förderung und Un-

terstützung in spezifischen Lebenslagen. Sie soll aber nicht nur Kinder und Jugendli-

che in ihrer Entwicklung fördern, Eltern bzw. Personensorgeberechtigte bei der Er-

ziehung beraten, sondern auch strukturell darauf hinwirken, Benachteiligungen zu 

vermeiden und abzubauen. Der 14. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 

stellt resümierend fest, dass die Kinder- und Jugendhilfe in der Mitte der Gesellschaft 

angekommen sei.  

Das Grundverständnis der Kinder- und Jugendhilfe und die in der Leitnorm § 1 SGB 

VIII zum Ausdruck kommende Programmatik des Kindes- und Jugendhilfegesetzes 

sind für die Hilfen zur Erziehung von zentraler Bedeutung. Die Hilfen zur Erziehung 

sind ein wichtiges vorrangig sozialpädagogisches Angebot für Kinder, Jugendliche 

und deren Familien bei vielfältigen familialen Problemkonstellationen, Sozialisations- 

und Erziehungsanforderungen. Alle Hilfen zur Erziehung, die in einem offenen Leis-

tungskatalog genannt sind, stehen gleichberechtigt nebeneinander. Entscheidend für 

die richtige Hilfe ist der Bedarf im Einzelfall, der im Zusammenwirken von 

Kind/Jugendlichem, Eltern, Jugendamt und freien Trägern festgelegt wird. Für viele 

Kinder und Jugendliche, die sich in Armut oder deprivierten Lebenslagen befinden, 

ist es besonders wichtig, neben der Familie, Kita und Schule auch durch Hilfen zur 

Erziehung gefördert zu werden. Der bundesweite Anstieg der Hilfen zur Erziehung 

muss daher ebenso im Zusammenhang von verfestigten Armutslagen von Kindern 

und ihren Familien betrachtet werden. Armut löst nicht per se einen erzieherischen 

Hilfebedarf aus, aber sie wird dann zu einem Mitverursacher, wenn sich, eine Über-

forderungssituation  entwickelt, familiäre Not- und Konfliktlagen sich aufgrund von 

Isolation, Sucht oder vielleicht normabweichenden Verhaltensstrategien zuspitzen. 

Die erzieherischen Hilfen fangen damit die Folgen von anderen gesellschaftlich ver-

ursachten Problemlagen auf.  

In den Anhörungen haben die Vertreter und Vertreterinnen der Wissenschaft vorge-

tragen, dass aktuelle Studien vermuten lassen, dass die tatsächliche Zahl der Kinder 

und Jugendlichen in Hilfen zur Erziehung nicht dem tatsächlichen Bedarf entspre-

chen. Die jungen Menschen, deren Personensorgeberechtigten keine Hilfe zur Er-

ziehung in Anspruch nehmen, wären damit von relevanten Teilhabemöglichkeiten 

strukturell ausgeschlossen.  

Auch wurde in den Anhörungen deutlich gemacht, dass die Hilfen zur Erziehung für 

eine zunehmende Zahl von Kindern und Jugendlichen nicht nur Ausfallbürge für ge-

sellschaftliche Problemlagen sind, sondern auch eine Möglichkeit zu mehr Chancen-, 
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Zugangs- und Realisierungsgerechtigkeit bieten. Sie schaffen gesellschaftliche Teil-

habe- und Entwicklungsmöglichkeiten und öffnen Türen im Rahmen von Sozialisati-

on, Bildung und Erziehung.  

 

4. Schwerpunkte und Handlungsfelder für die Weiterentwicklung der Hilfen zur 

Erziehung   

Vor dem Hintergrund der Zunahme von Erziehung und Bildung in öffentlicher Ver-

antwortung (Kindertagesbetreuung, Ganztagsangebote in Schulen) und dem Anstieg 

der Hilfen zur Erziehung müssen die sozialräumlichen Strukturen, die Regelangebote 

und die individuellen Unterstützungs- und Hilfeangebote stärker aufeinander bezo-

gen und besser miteinander verbunden werden. Eine Weiterentwicklung der Hilfen 

zur Erziehung steht deshalb notwendigerweise im Zusammenhang mit der Weiter-

entwicklung der Kinder- und Jugendhilfe, dem Ausbau sozialräumlicher und infrast-

ruktureller Angebote und der gegenseitigen Kooperation mit den Regelsystemen für 

Kinder und Jugendliche.  

Die Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung zielt darauf, möglichst frühzeitig Hilfe 

und Unterstützung anzubieten, eine bedarfsgerechte Infrastruktur zu sichern, die 

Wirksamkeit für die Kinder, Jugendlichen und deren Eltern zu verbessern, die Poten-

ziale von Regelangeboten und sozialräumlichen Ansätzen stärker zu nutzen und da-

durch den Mitteleinsatz für erzieherische Hilfen effektivieren zu können. Dabei trägt 

die Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und ihren Eltern wesentlich zum nachhal-

tigen Erfolg von Hilfen bei und muss daher gestärkt werden. Grundlage der Weiter-

entwicklung bleibt rechtlich und materiell der im SGB VIII normierte individuelle 

Rechtsanspruch, um bedarfsorientierte Leistungen zu gewährleisten. Ebenso bleibt 

das Wunsch- und Wahlrecht ein unverzichtbares Prinzip für die Inanspruchnahme 

des individuellen Rechtsanspruchs.  

Diese Grundsätze erfordern eine wechselseitige Bereitschaft und Praxis der Koope-

ration von anerkannten freien Trägern und öffentlichem Träger der Jugendhilfe. 

Schwerpunkte und Handlungsfelder für die Weiterentwicklung der Hilfen zur 

Erziehung   

Sozialräumliche und niedrigschwellige Angebote und Ressourcen nutzen und aus-

bauen  

Die in den meisten Kommunen forcierte Entwicklung präventiver und niedrigschwelli-

ger Angebote in Verbindung mit einem Ausbau sozialräumlicher Infrastruktur und von 

Netzwerken muss im Hinblick auf die Wirksamkeit des Gesamtsystems der Kinder- 

und Jugendhilfe unterstützt und gefördert werden. In erster Linie geht es dabei da-

rum, durch bedarfsgerechte Angebote und rechtzeitige Hilfen der Verfestigung von 
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Problemlagen entgegen zu wirken und den Zugang zu erforderlichen Hilfs- und 

Unterstützungsangeboten zu verbessern.  

Angestrebt werden sollte deshalb, niedrigschwellige und präventiv arbeitende Ange-

bote und Strukturen und deren direkte Inanspruchnahme zu stärken, ohne damit die 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme für die Hilfe zur Erziehung zu erhöhen. In 

diese Überlegungen ist einzubeziehen, ob und inwieweit die Inanspruchnahme von 

Unterstützungsleistungen ohne Einzelfallentscheidung des Jugendamtes in ein neu-

es Verhältnis gesetzt werden müssen, wenn sie in infrastrukturelle Angebote im 

Rahmen fachlich abgestimmter und qualitätsgesicherter Kooperation von öffentli-

chem und anerkannten freien Trägern eingebunden sind.  

Dies schließt die Prüfung der Möglichkeit einer Reduzierung des Eigenmitteleinsat-

zes präventiv ausgerichteter und bedarfsgerechter Infrastrukturen ein.  

Niedrigschwellige und präventive Angebote im Sozialraum werden gleichwohl nicht in 

der Lage sein, individuelle Einzelfallhilfen mit Einzelfallentscheidung und in der Steu-

erung des Jugendamtes zu ersetzen. Sie können aber dazu beitragen, Hilfen zur Er-

ziehung durch eine frühzeitige Unterstützung zu vermeiden. 

Es muss darum gehen, die individuellen Einzelfallhilfen einerseits und andererseits 

die sozialräumlichen Ressourcen und Infrastrukturen wechselseitig  anschlussfähig 

zu gestalten, die Hilfen mit den Präventionsmöglichkeiten einer Sozialraumorientie-

rung in ein konstruktives und Synergien erzielendes Konzept zu bringen. 

Kooperation mit Regelsystemen und an den Schnittstellen 

Die noch anhaltende Ausweitung der Kindertagesbetreuung in den letzten zwei Jahr-

zehnten und die Zunahme der Ganztagsangebote in Schulen verändern die Lebens-

welt von Kindern und Jugendlichen und der Familien wie auch das Bedingungsgefü-

ge der Kinder- und Jugendhilfe allgemein. Diese Entwicklungen bieten neue Mög-

lichkeiten für ein gelingendes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen und die 

Förderung ihrer Entwicklung. Die Regelangebote sind stärker als bisher in  Koopera-

tionsstrukturen einzubinden und sozialräumlich und präventiv auszugestalten. Dies 

betrifft sowohl ihre Möglichkeiten und ihre Rolle bei niedrigschwelligen und präventi-

ven Angeboten wie ihre Mitwirkung bei Hilfeplänen und die Unterstützung von Kin-

dern und Jugendlichen, die Leistungen zur Erziehung erhalten. In vergleichbarer 

Weise wie bei den sozialräumlichen Konzepten gilt es auch hier, die Anschlussfähig-

keit von Angeboten und Hilfsmaßnahmen spürbar zu verbessern. Zugleich können 

diese Systeme Hilfebedarfe in der Entscheidung und Steuerung des Jugendamtes 

nicht ersetzen. Im Gegenteil bleiben bei Problemlagen von Kindern und Jugendli-

chen, die zu Schulproblemen führen oder dadurch mit verursacht oder verschärft 

werden, Erziehungshilfen außerhalb dieses sozialen Umfeldes unverzichtbar, erfor-

dern aber verbindliche Kooperationsbeziehungen mit den Bildungseinrichtungen. Ein 
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Miteinander von Jugendhilfe und Schule muss im Sinne der Mädchen und Jungen 

und ihres Schulerfolgs sowie ihrer sozialen Integration  aktiv gestaltet werden. 

Im Verhältnis zwischen Schule und Kinder- und Jugendhilfe stellen sich durch die 

Inklusion in Bezug auf die Eingliederungshilfe zusätzliche Aufgaben und Fragen, die 

dringend einer Bearbeitung bedürfen.  

Neben der Schule kommt besondere Bedeutung der Schnittstellengestaltung mit den 

Bereichen Gesundheitswesen (SGB V) und der Arbeitsförderung (SGB II, III) zu. Es 

bedarf verbindlicher auch rechtlicher Vorgaben und einer Qualifizierung der Schnitt-

stellen zwischen den Versorgungssystemen für Kinder und Jugendliche in den 

Schulgesetzen der Länder wie auf Bundesebene im Regelungskreis von SGB II, III 

und V. 

Stärkung von Angeboten 

Die Analyse des Bedarfs und gewährter Leistungen an HzE zeigt deutlichen Hand-

lungsbedarf für eine Verstärkung gezielter präventiver Angebote für einzelne Grup-

pen auf, die mit den Möglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe, aber auch über de-

ren Rahmen hinaus, spezifischen Unterstützungsbedarf haben. Das gilt beispielswei-

se für Kinder von psychisch erkrankten oder von suchtkranken Eltern. Besonders 

offensichtlich ist das auch für die Gruppe der Alleinerziehenden, die weit überpropor-

tional Hilfen zur Erziehung in Anspruch nehmen müssen. Auch der hohe Anteil der 

jungen Menschen im Übergang von der Schule in den Beruf verweist auf das Erfor-

dernis, die Regelsysteme zu stärken und ihre Kooperation zu verbessern. Ziel muss 

es sein inklusiv zu arbeiten und die Aussonderungstendenzen der Systeme konse-

quent zu beenden. D.h. jedes System muss seinen Teil beitragen, darf (Finanz-) 

Verantwortung nicht abschieben und muss zu einer intensiven Zusammenarbeit be-

reit sein. 

Steuerung als Schlüsselaufgabe 

Die bisherige Diskussion zur Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung und die Er-

fahrungen von Kommunen zeigen die zentrale Bedeutung der Jugendämter hinsicht-

lich der Steuerung und Jugendhilfeplanung.. Der Wahrnehmung der örtlichen Steue-

rung und eine intern (mit den Arbeitsbereichen des Jugendamts insb. Soziale Diens-

te, Allgemeiner Sozialdienst, Pflegekinderwesen) und extern (mit anderen Systemen 

wie Schule, Gesundheitswesen, Familiengericht, Arbeitsverwaltung etc.) abgestimm-

te Planung hat für die Wirksamkeit der Hilfesysteme und den effizienten Mitteleinsatz 

eine Schlüsselfunktion. 

Mit dem Ausbau sozialräumlicher Strategien und der stärkeren Einbeziehung von 

Regelangeboten nimmt die Bedeutung eines abgestimmten Vorgehens und einer 

wechselseitigen Einbeziehung der jeweiligen Planungen (Jugendhilfe, Soziales, 

Schule) noch deutlich zu. 
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Die Verbesserung und vielfach eine Reaktivierung der kommunalen Jugendhilfepla-

nung ist daher für die Weiterentwicklung und Wirksamkeit der Kinder- und Jugendhil-

fe von herausragender Bedeutung. Das erfordert eine angemessene personelle und 

sächliche Ausstattung sowie fachliche Qualifizierung. 

Rechtliche Grundlagen 

Auf der Grundlage der Ziele und Handlungsfelder sieht die JFMK im Hinblick auf die 

Stärkung von Infrastrukturaufgaben, die Kooperation mit Regelsystemen sowie die 

Verzahnung und Anschlussfähigkeit von präventiven Angeboten und Hilfen zur Er-

ziehung rechtlichen Prüf- und Änderungsbedarf. Diese beziehen sich vorrangig auf  

die nachhaltige Stärkung von Infrastrukturangeboten, auf Rechtssicherheit beim sys-

tematischen Zusammenwirken von Regelangeboten, sozialräumlicher Arbeit und 

Strukturen mit erzieherischen Hilfen und deren Finanzierung. Die JFMK hält es wei-

ter für erforderlich, die Verbindlichkeit der Kooperation an Schnittstellen durch ge-

setzliche Vorgaben zu schaffen. Ausgangspunkt sind dabei die im Gutachten des 

DIJUF aufgezeigten Ansätze, die aufzeigen, wie die geschilderten Beispiele guter 

Praxis auch rechtlich und hinsichtlich ihrer Finanzierungssystematik im SGB VIII ab-

gesichert werden können. 

Mögliche gesetzliche Ergänzungen bzw. Änderungen könnten  z.B. sein: 

 Ergänzung § 5 Abs. 2 SGB VIII (Wunsch- und Wahlrecht), dass – sofern es sich 

nicht um unverhältnismäßige Mehrkosten handelt – Mehrkosten wegen Sozial-

raumarbeit nicht gegen das Wunsch- und Wahlrecht eingewandt werden können.  

 Ergänzung § 27 Abs. 2 SGB VIII (Hilfe zur Erziehung): Hervorhebung, dass das 

soziale Umfeld , insbesondere die Regelsysteme der Kindertagesbetreuung und 

der Schule bei Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII grundsätzlich einzubeziehen ist 

(Ausnahme muss möglich sein) 

 Änderung § 74 SGB VIII (Förderung der freien Jugendhilfe): Ermöglichung der 

Reduzierung der Eigenleistung des freien Trägers bei einer Förderung nach § 74 

SGB VIII oder erlaubter Verzicht zur Förderung von infrastrukturellen Angeboten 

 Ergänzung § 74 SGB VIII (Förderung der freien Jugendhilfe): Aufnahme weiterer 

Auswahlkriterien, z.B. Privilegierung von Angeboten mit Sozialraumbezug, Quali-

tätskriterien 

 Änderung § 77 SGB VIII (Vereinbarungen über die Höhe der Kosten): Erhöhung 

der systematischen Klarheit durch eine Trennung der Regelungen über zweiseiti-

ge und Dreiecksfinanzierung oder Aufnahme einer gesetzlichen Regelung, mit der 

die Auswahl einzelner Träger wie bei der Zuwendungsfinanzierung (§ 74 Abs. 3 

Satz 2 SGB VIII) für zulässig erklärt wird 
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 Ergänzung § 77 und 78a SGB VIII (Anwendungsbereich): Ergänzung von Eig-

nungskriterien, dass das soziale Umfeld grundsätzlich beim Abschluss von Ent-

geltvereinbarungen berücksichtigt werden soll, wobei für einige Problemlagen, z. 

B. Zwangsverheiratungen, Ausnahmen notwendig sind.  

 Förderung der Kooperation mit Regelstrukturen (Tageseinrichtungen und Schule): 

Aufnahme der integrierten Zusammenarbeit erzieherischer Hilfen mit Tagesein-

richtungen und Schule als ein Kriterium für eine zulässige Trägerauswahl oder für 

eine Finanzierung in Mischformen  

 Schaffung von Kooperationsverpflichtungen: Aufnahme entsprechender Regelun-

gen im SGB II, SGB III, V und XII und Ermöglichung von Mischfinanzierungen 

 Selbstverpflichtung der Länder, in den eigenen Schulgesetzen eine verbindliche 

Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule zu verankern 

 Aufnahme einer Pflicht der Jobcenter und Agenturen für Arbeit zur Beteiligung von 

Jugendämtern am Verfahren zum Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung 

 

Forschung 

Die JFMK schlägt die Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs beim BMBF „Ju-

gendhilfeforschung – Hilfen zur Erziehung“ mit 10 Millionen Euro für vier Jahre zur 

Förderung von Grundlagenforschung, Evaluation und Längsschnittstudien (sozialpä-

dagogische Fragestellungen) vor, u.a. um Indikatoren für die Wirksamkeit für die Hil-

fen zur Erziehung zu identifizieren bzw. zu entwickeln. An der Planung und Umset-

zung sind das BMFSFJ und die JFMK zu beteiligen.  

 

5. Ausblick 

Das SGB VIII bildet nach wie vor eine gute Grundlage, um das Recht der jungen 

Menschen auf Förderung ihrer Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverant-

wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu verwirklichen (Art. 6 GG) so-

wie insbesondere die Anliegen des Kinderschutzes sicherzustellen. Die Vorgaben zu 

den HzE sind dabei in ihrer bestehenden Ausrichtung ein unverzichtbarer Bestandteil 

des SGB VIII. Weder der hohe Anspruch an die Wahrnehmung des staatlichen 

Wächteramtes, noch der individuelle Rechtsanspruch oder das Wunsch- und Wahl-

recht können zur Disposition stehen. Die Zusammenarbeit der öffentlichen und freien 

Träger der Jugendhilfe ist ebenfalls ein wesentliches Strukturmerkmal des SGB VIII. 

Der Großteil des Angebotsspektrums der HzE erfordert aus guten Gründen einen 

individuellen Zuschnitt der einzelfallbezogenen Leistungen der HzE. Das Vergabe-

recht ist zur Ausgestaltung und zur Organisation des Angebotes nicht zielführend 
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und deshalb abzulehnen. Auswahlentscheidungen zugunsten einzelner fachlich qua-

lifizierter Träger müssen möglich sein.  

Dies bedeutet: 

Die Debatte über die Bedeutung, die Wirkungen und den Nutzen der HzE im Sinne 

einer ständigen Qualitätsdebatte auf bundes-, landes- und kommunalpolitischer Ebe-

ne ist weiterzuführen. Dabei müssen sich die Forderungen nach sparsamer Mittel-

bewirtschaftung mit dem Anliegen der Angemessenheit, der Passgenauigkeit und 

Rechtzeitigkeit der Hilfen ergänzen. Dazu gehören zwingend auch  infrastrukturelle, 

vernetzende und allgemeinpräventive Angebote im Sozialraum, die die Lebenswelt-

bezüge der jungen Menschen und ihrer Familien berücksichtigen.  

 Die Basis für diesen Diskussionsprozess müssen nachvollziehbare Forschungser-

gebnisse bilden und eine Qualifizierung der Praxis nach sich ziehen. Es sollten nur 

Angebote etabliert werden, deren Wirkungen durch Evaluationen auch nachge-

wiesen sind. 

 Den gestiegenen Anforderungen an Qualität und Leistungsspektrum der Kinder- 

und Jugendhilfe muss auch die finanzielle und personelle Ausstattung der Ju-

gendämter folgen.  

Gute Angebote der Kinder- und Jugendhilfe können wichtige Investitionen zur Ver-

besserung der Entwicklungschancen und zur Schaffung von mehr Chancengerech-

tigkeit gerade für Kinder aus sozial schwächeren Familien sein. Späteren „Jugendhil-

fekarrieren“ - und somit höheren Folgekosten – kann damit zugleich frühzeitig entge-

gengewirkt werden.  

Kommunen müssen deshalb insgesamt gestärkt werden, damit sie ihren wichtigen 

Aufgaben in diesem Bereich nachkommen können.  

Handlungsbedarf besteht in der Rechtsanwendung beim Einsatz bestehender Steue-

rungsinstrumente. Zu prüfen wäre der Aufbau eines Programms zur Stärkung der 

Jugendhilfeplanung durch Bund und Länder das geeignet sein müsste, die regionale 

Bedarfsermittlung weiter zu qualifizieren und in der Breite voranzubringen. Zur Er-

mittlung des Personalbedarfs gibt es bereits gut entwickelte Personalbemessungs-

programme. 

Hilfen zur Erziehung (HzE) sind Leistungen des Jugendamts und vor Ort im eigenen 

Wirkungskreis des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe umzusetzen. Wesentlich für 

eine zielgerichtete und effiziente Steuerung sowie für eine qualitätsgesicherte Erfül-

lung der Aufgaben ist vor allem auch eine ausreichende Personalausstattung bei den 

Jugendämtern mit entsprechend ausgebildetem Fachpersonal. Die Debatte hat ge-

zeigt, dass personell und finanziell zu gering ausgestattete Jugendämter und eine in 

der Folge daraus resultierende fehlende oder unzulängliche Bedarfserhebung und 

Jugendhilfeplanung sowie eine unzureichende Diagnostik und mangelhafte Fallsteu-
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erung im Einzelfall, negative Auswirkungen auf die Rechtzeitigkeit und Passgenauig-

keit der Angebote haben. Dies wirkt sich nicht nur ungünstig für den jeweiligen jun-

gen Menschen und dessen Familie aus, sondern auch langfristig im volkswirtschaftli-

chen Sinn. Hier bedarf es in vielen Fällen vorerst der Nachbesserung der Ausstat-

tung und der Qualifizierung der Jugendamtsstrukturen.  

Angesichts der vorhandenen gesellschaftlichen Herausforderungen, z. B. Zunahme 

der Alleinerziehenden, Berufstätigkeit beider Elternteile mit Strukturveränderungen 

im Bereich Schule, Arbeitsverdichtung, Entgrenzung der Arbeitswelt, prekären Ar-

beitsverhältnissen, Armut, braucht es eine öffentliche Debatte und eine Weiterent-

wicklung der infrastrukturellen und einzelfallbezogenen Leistungen des SGB VIII Hil-

fen zur Erziehung. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.4: Fonds Heimerziehung der 50er und 60er Jahre 

a) Heimerziehung 1949 – 1975 (West) 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder begrüßen, dass durch die Schaffung der Fonds „Heim-

erziehung in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1949 bis 1975“ und 

„Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990“ ehemaligen Heimkin-

dern, die zur damaligen Zeit in Heimen Leid und Unrecht erfahren haben, bei 

der Bewältigung ihres Schicksals Hilfen angeboten werden. Damit tragen die 

Fonds zur Entstigmatisierung der Betroffenen, zur Befriedung und in einigen 

Fällen sogar zur Heilung alter Wunden bei. Sie leisten dadurch auch einen 

wichtigen Beitrag zur notwendigen gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit 

der Heimerziehung der früheren Jahre.  

 

2. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder stellen fest, dass die Inanspruchnahme der Leistungen 

auch des Heimkinderfonds West die Prognosen deutlich übersteigt. Sie spre-

chen sich daher dafür aus, voraussichtlich entstehende Mehrbedarfe zu decken 

und erwarten, dass sich die Fondserrichter Bund, Länder und Kirchen dieser fi-

nanziellen Verantwortung gleichermaßen stellen. 

 

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder sprechen sich für eine entsprechende Anpassung von 

Satzung und Verwaltungsvereinbarung aus. Weitergehende Änderungen der 
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Verwaltungsvereinbarung, Satzung und Leistungskriterien des Heimkinderfonds 

West sind aus Sicht der JFMK nicht erforderlich. 

 

3. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder bitten die Vorsitzende der Jugend- und Familienminis-

terkonferenz, die Ministerpräsidentenkonferenz über diesen Beschluss zu in-

formieren und sie um Unterstützung zu bitten. Darüber hinaus wird sie gebeten, 

den weiteren Fondserrichtern diesen Beschluss ebenfalls zur Kenntnis zu ge-

ben. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.4: Fonds Heimerziehung  

b) Fonds „Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990“ 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend 

und Familie der Länder begrüßen, dass durch die Schaffung der Fonds „Heim-

erziehung in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1949 bis 1975“ und 

„Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990“ ehemaligen Heimkin-

dern, die zur damaligen Zeit in Heimen Leid und Unrecht erfahren haben, bei 

der Bewältigung ihres Schicksals Hilfen angeboten werden. Damit tragen die 

Fonds zur Entstigmatisierung der Betroffenen, zur Befriedung und in einigen 

Fällen sogar zur Heilung alter Wunden bei. Sie leisten dadurch auch einen 

wichtigen Beitrag zur notwendigen gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit 

der Heimerziehung der früheren Jahre.  

 

2. Die Jugend- und Familienministerkonferenz begrüßt es daher, dass sich die 

Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der Länder Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie der 

Regierende Bürgermeister von Berlin mit der Fortführung des Fonds befassen 

und derzeit einen Beschluss zur Fondsaufstockung abstimmen.  
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.5: Änderung der Kostenerstattung für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge gemäß § 89 d SGB VIII 

 

 

Beschluss: 

 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz sieht, entsprechend der gemeinsamen 

Protokollerklärung der Bundesregierung und der Länder vom 26.06.2013, weiterhin 

einvernehmlich die Notwendigkeit, die Regelungen zur Kostenerstattung bei Gewäh-

rung von Jugendhilfe nach der Einreise (§ 89 d SGB VIII) so zu ändern, dass die 

aufgrund des bisherigen Verfahrens unvermeidlichen Schwankungen der Haushalts-

belastungen der Länder künftig vermieden werden. Sie weist in diesem Zusammen-

hang auf den Beschluss des Bundesrats zum Entwurf eines Gesetzes zur Verwal-

tungsvereinfachung in der Kinder- und Jugendhilfe (Drs. 93/13 Beschluss) hin, mit 

dem ein Regelungsvorschlag zum § 89 d SGB VIII gemacht wird, der allerdings vom 

Bundestag nicht aufgenommen wurde. Die JFMK bittet die AGJF ausgehend von 

diesem Regelungsvorschlag um eine einvernehmliche Abstimmung der Details und 

der ggf. noch erforderlichen Änderungen. Dabei soll das BMFSFJ beteiligt werden, 

das unter Einbindung des BMJV und des BMI insbesondere die verfassungsrechtli-

chen Fragen in Bezug auf die geplante Neuregelung zu klären hat. Außerdem bittet 

die JFMK nach der Einigung zwischen den Ländern zeitnah um die Vorlage eines 

entsprechenden Entwurfs für einen Umlaufbeschluss einschließlich eines Verfah-

rensvorschlags. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.6: Zwangsverheiratung 

 Bericht der AG Bestandserhebung 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerkonferenz nimmt den von der AG Bestands-

erhebung unter Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern der Gleichstel-

lungs- und Frauenministerkonferenz (GFMK), der Integrationsministerkonferenz 

(IntMK) und der Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) erarbeiteten 

Berichtsentwurf zur Kenntnis. 

2. Die JFMK erachtet den vorgelegten Berichtsentwurf als eine gute Grundlage für 

die Verbesserung der Hilfen für von Zwangsverheiratung Bedrohte und Betrof-

fene. 

3. Die JFMK bittet die Vorsitzende, diesen Beschluss unter erneuter Zusendung 

auch des Handlungskonzeptes den Vorsitzenden der Gleichstellungs- und 

Frauenministerkonferenz (GFMK), der Integrationsministerkonferenz (IntMK), 

der Innenministerkonferenz (IMK), der Konferenz der Justizministerinnen und -

minister (JUMIKO), der ständigen Konferenz der Kultusminister (KMK), der 

Konferenz der Ministerinnen, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Sozia-

les (ASMK) und der Gesundheitsministerkonferenz (GMK) mit der Bitte um 

Kenntnisnahme in den Fachministerkonferenzen zuzuleiten. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.7: Stärkung der Kinderrechte  

 

 

Beschluss: 

 

1. Die JFMK hält es für erforderlich, die Kinderrechte auf Schutz, Förderung und 

Beteiligung in allen Handlungsfeldern zu stärken, wie dies auch aktuell vom UN-

Ausschuss für die Rechte des Kindes in den Abschließenden Beobachtungen 

(Concluding Observation) vom 5. Februar 2014 für die Bundesrepublik Deutsch-

land gefordert wurde. Das gilt für alle Ebenen und Handlungsfelder im Bereich 

der Gesetze und ihres Vollzuges.  

 

2. Die JFMK spricht sich für die Einrichtung einer Bund-Länder-AG unter Einbe-

ziehung der Justiz- und Gesundheitsressorts aus, deren Aufgaben ist, zu prü-

fen: 

 wie die Kooperation im Bereich interdisziplinärer Kinderschutzarbeit, insbe-

sondere die Zusammenarbeit zwischen Jugend-, Gerichts- und Gesund-

heitshilfe verbessert werden kann, 

 ob gesetzliche Änderungen - insbesondere im BGB - erforderlich sind, da-

mit in Dauerpflegeverhältnissen die für das Wohl des Pflegekindes best-

möglichen Rahmenbedingungen unter Abwägung aller Aspekte geschaffen 

werden können; zu prüfen sind ferner Änderungen im Gesetz zur Koopera-

tion und Information im Kinderschutz (KKG). 

 

Gegenstand des Prüfauftrages ist auch die Aufnahme der Kinderrechte ins 

Grundgesetz und ob weitere gesetzliche Handlungsbedarfe bestehen. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 5.8: Umsetzung der Empfehlungen des Runden Tisches „Sexueller 

Kindesmissbrauch“ für den institutionellen Bereich 

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren 

der Länder betonen die Notwendigkeit, Menschen vor sexuellem Missbrauch zu 

schützen und Betroffenen von sexueller Gewalt  die notwendigen Hilfen zu-

kommen zu lassen, um sie in ihren Rechten zu stärken und die Folgen der Ge-

walt zu lindern. Sie unterstützen deshalb die Umsetzung der Ergebnisse des 

Runden Tischs „Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und Machtver-

hältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich“.  

Entsprechend dem Vorgehen am Runden Tisch selbst hat auch die Beteiligung 

von Betroffenenvertretern und -vertreterinnen mit ihrem besonderen Erfah-

rungswissen bei der Umsetzung der Empfehlungen des Runden Tisches einen 

hohen Stellenwert. 

2. Damit von sexuellem Missbrauch betroffene Menschen in Zukunft umgehend 

die notwendigen Hilfen und Unterstützungsleistungen bekommen, fordern die 

Jugend- und Familienministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der 

Länder, dass die Regelsysteme entsprechend ausgestaltet werden. Das 

Gesundheitssystem und das Opferentschädigungsgesetz sind von der Bundes-

regierung auf Weiterentwicklungsnotwendigkeiten hin zu überprüfen und an die 

Bedürfnisse der von sexueller Gewalt Betroffenen anzupassen. 
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3. Die JFMK bittet das Bundesgesundheitsministerium gemeinsam mit dem Bun-

desfamilienministerium eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Länder einzu-

richten, um insbesondere die therapeutische Versorgung von sexueller Gewalt 

Betroffener auf Weiterentwicklungsnotwendigkeiten hin zu überprüfen und bei 

Bedarf entsprechende Anpassungen zu initiieren. 

4. Die JFMK bittet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine Arbeits-

gruppe unter Beteiligung der Länder einzurichten, die die Änderungsnotwendig-

keiten beim OEG prüft und bei Bedarf entsprechende Anpassungen vorzu-

nimmt. 

5. Dessen ungeachtet erkennt die JFMK an, dass die Länder ihre Verantwortung 

als Arbeitgeber für Einrichtungen zu tragen haben, in denen es zu sexuellem 

Missbrauch von Kindern und Jugendlichen durch Beschäftigte des Landes ge-

kommen ist. Damit die Betroffenen von sexueller Gewalt in Landesinstitutionen, 

bei denen die Folgen der sexuellen Gewalt nicht durch bestehende Hilfesyste-

me überwunden oder gemindert werden konnten, nicht noch länger auf ergän-

zende Hilfen warten müssen, sprechen sich die Jugendministerinnen und –

minister dafür aus, umgehend die Voraussetzungen zu schaffen, dass Opfern, 

die sexuelle Gewalt durch Beschäftigte von Landesinstitutionen erfahren haben, 

zeitnah die ergänzenden Hilfen zur Verfügung gestellt werden können. Eine 

gemeinsame Fondslösung ist dafür nicht erforderlich. 

6. Die bestehende Bund-Länder-Arbeitsgruppe soll bis zum Oktober 2014 unter 

Einbeziehung der Betroffenenvertreter und –vertreterinnen einen entsprechen-

den Vorschlag ausarbeiten.  

7. Die JFMK bittet die Vorsitzende, diesen Beschluss der Gesundheitsministerkon-

ferenz und der Arbeits- und Sozialministerkonferenz zur Kenntnis zu geben. 

 



 
 
 

1 

 

Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 6.1: Ausbau der frühkindlichen Bildung mit hoher Qualität fortsetzen 

und finanziell sichern 

 

 

Beschluss: 

 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz stellt in Fortentwicklung und unter Be-

kräftigung ihres Beschlusses von 2013 fest: 

 

1. Die JFMK stellt fest, dass durch die gemeinsamen Anstrengungen von Bund, 

Ländern, Gemeinden und Trägern sowie mit dem großen Engagement der Be-

schäftigen in den Einrichtungen die Grundlagen für die Erfüllung des Rechtsan-

spruchs auf einen Betreuungsplatz für ein- und zweijährige Kinder zum 

1. August 2013 erfolgreich geschaffen worden sind und das Betreuungsangebot 

insgesamt mit hoher Qualität massiv ausgebaut werden konnte. 

 

2. Die Entwicklung in den Kommunen bestätigt die Erwartung, dass die Nachfrage 

nach Betreuungsplätzen mit dem Inkrafttreten des Rechtsanspruchs und mit 

dem Ausbau eines guten Angebotes frühkindlicher Bildung, Betreuung und Er-

ziehung weiter zunimmt. Die Kommunen, aber auch die Länder und der Bund 

bleiben deshalb gefordert, ein bedarfsgerechtes und qualitativ gutes Angebot zu 

gewährleisten. 

 

3. Die Länder unterstützen die Absicht der Bundesministerin für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend, das Programm Schwerpunkt -Kitas Sprache & Integration 

über den 31. Dezember 2014 hinaus fortzusetzen und die weitere Ausgestal-

tung zeitnah mit den Ländern abzustimmen. 
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4. Die Länder bekräftigen erneut, dass sie ihre Mitverantwortung für die weitere 

bedarfsgerechte und qualitative  Entwicklung der frühkindlichen Bildung wahr-

nehmen werden. Sie messen dabei der Qualitätssicherung und -entwicklung ei-

ne hohe Bedeutung für Bildungschancen und Förderung eines jeden Kindes zu.  

 

5. Für einen weiteren bedarfsgerechten, qualitativen und quantitativen Ausbau 

müssen Kommunen und Ländern die notwendigen Finanzmittel zur Verfügung 

stehen. Um den bedarfsgerechten Ausbau mit hoher Qualität fortzusetzen, er-

warten die Länder auch weiterhin eine angemessene und dauerhafte Beteili-

gung des Bundes an den Kosten.  

 

6. Die Länder begrüßen deshalb als ersten Schritt die Absicht der Regierungskoa-

lition im Bund, von 2014 bis 2017 im Rahmen prioritärer Maßnahmen sechs Mil-

liarden Euro für den Bildungsbereich zur Entlastung der Länder und Kommunen 

bereit zu stellen. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren 

für Kinder, Jugend und Familie der Länder erwarten, dass die Mittel vom Bund 

so zur Verfügung gestellt werden, dass sie in den Ländern gleichrangig mit 

Schule und Wissenschaft für das System frühkindlicher Bildung, Erziehung und 

Betreuung eingesetzt werden können. 

 

7. Der Elementarbereich hat seit den 1990er Jahren einen erheblichen Bedeu-

tungszuwachs mit tiefgreifenden Veränderungen und gewandelten Anforderun-

gen erfahren. Die JFMK sieht deshalb die Notwendigkeit, vor allem im Hinblick 

auf die qualitative Entwicklung der frühen Bildung, Betreuung und Erziehung die 

wissenschaftliche Unterstützung und Forschung auszubauen und zu stärken. 

Sie spricht sich dafür aus, insbesondere Programme zur Wirksamkeitsfor-

schung und –evaluation zu initiieren. Sie bittet das BMFSFJ, die Möglichkeit für 

einen entsprechenden Sonderforschungsbereich des Bundes zu prüfen.  

 

8. Die Länder schlagen der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend vor, gemeinsam mit der JFMK turnusmäßig zu einer Bund-Länder-

Konferenz zur Weiterentwicklung des Systems Frühkindlicher Bildung einzula-

den.  
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

am 22./23. Mai 2014 in Mainz 

 
 
TOP 8.1: Förderung von Migrantenorganisationen;  

TOP 4.3 der Integrationsministerkonferenz vom 20./21. März 2013 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die JFMK schließt sich dem Votum der Integrationsministerkonferenz an, dass 

herkunftsheterogene Migrantenorganisationen im Rahmen der haushaltsrechtli-

chen Vorgaben und entsprechend ihrer jeweiligen fachpolitischen Bedeutung 

verstärkt einbezogen werden können. 

 

2. Die JFMK regt an, dass die Länder im Rahmen ihrer eigenen Zuständigkeiten auf 

die Berücksichtigung des Beschlusses der Integrationsministerkonferenz vom 

20./21. März 2013 Top 4.3 - Förderung von Migrantenorganisationen - hinwirken. 

 

 


